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DASL Arbeitsgruppe Europa

Kurzbericht zum Treffen der Arbeitsgruppe Europa des DV in Berlin, am 16.11.2005 

Auf der Jahresversammlung der DASL in Magdeburg im Oktober 2005 wurde vereinbart, dass DASL sich der Europa-Arbeitsgruppe des Deutschen Verbandes für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung (DV) anschließen würde, da eine eigenständige Gruppe bisher nicht sehr effizient gewesen war.

Der DV hat am 16.11.05 zu seiner 2. Sitzung der Arbeitsgruppe Europa eingeladen.

Ziel der Arbeitsgruppensitzung war es, „den europäischen wie nationalen Verhandlungsstand zu skizzieren und die Handlungsschritte zu definieren, die auf Seiten des Bundes, von den Ländern und den Gemeinden sowie der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft ergriffen werden sollten, um möglichst umfassend von den europäischen Förderprogrammen in der kommenden Strukturfondsperiode zu partizipieren.“ (Einladungsschreiben vom 17.10.05).

Themen

Stand der Reform der Strukturfons aus Sicht er Kommission 
-
Michel-Eric Dufeil, EU-Kommission, Generaldirektion Regionalpolitik, Brüssel

Gemeinschaftliche Leitlinien für die Kohäsionspolitik und den nationalen Rahmenplan:

Die Sicht der Bauministerkonferenz
-
Karl Jasper, Ministerium für Bauen und Verkehr NRW, D’dorf

Erfahrungen des Landes Brandenburg
-
Jürgen Schweinberger, Ministerium für Infrastruktur und Raumplanung, Potsdam

Sicht des Bundesministerium für Finanzen
-
Karin Scheffel, BMF, Berlin

Bericht aus dem Interreg-Projekt Vital City
-
Pertti Hermannek, ILB Investitionsbank des Landes Brandenburg, Potsdam

Ich habe für die DASL Landesgruppe Hessen, Rh.-Pfalz und Saarland teilgenommen. Hier kurz zusammengefasst die Ergebnisse:

Strukturfonds

Die DASL Landesgruppe hat sich bereits im Sommer 2005 in Wiesbaden über das Thema Europa und den Stand der Strukturfondsdebatte informiert. Ich schließe an diese Diskussion an.

· Bekanntlich gibt es noch immer keine Entscheidung über die Finanzen der EU für den Förderzeitraum 2007 –2013. 
Gleiches gilt (zumindest formal) auch für die geplante inhaltliche Reform der Strukturfonds (Reduzierung der Ziele und Programme, Anpassung an die Lissabonstrategie u.a. Inhaltlich scheint sich gegenüber dem Referat von Herrn Orth in Wiesbaden nichts Relevantes geändert zu haben).

· Die Kommission hat seit der Vorlage der Verordnungsentwurfe
 im Jahr 2004 jedoch konsequent auf der von ihr empfohlenen Grundlage weitergearbeitet (mein persönlicher Eindruck: über die thematischen und inhaltlichen Veränderungen der Strukturfonds besteht weit gehende Einigkeit; die Kommission versucht durch konsequentes Weiterarbeiten sicherzustellen, dass „nur noch“ über die grundsätzliche Höhe der Mittel diskutiert wird, nicht jedoch über die „interne“ Verteilung.).

· Die „gemeinschaftliche Strategische Leitlinie“ liegt vor und kann in nationale Strategien umgesetzt werden (obwohl, wie gesagt, formal noch nichts entschieden ist)

· Die Fragen der Gesamtfinanzierung scheinen sich zurzeit kritischer dazustellen, als am Ende der Luxemburgischen Präsidentschaft. Gab es dort einen Kompromiss, der an der Position der Briten gescheitert ist, so „differenzieren“ sich aktuell die Positionen wieder:

· Der EU-Rat hat Kompromissvorschläge erarbeitet, zu einigen Punkten aber keine Einigung erzielt,
das Europaparlament hat eine erste Lesung des Verordnungsentwurfs im Juli abgeschlossen (ohne konkrete Ergebnisse)
Es gibt bisher keine Terminierung für eine Einigung unter der Britischen Präsidentschaft 
(Informationen: M. Dufeil)

· Inhaltlich scheint die Diskussion wieder kontroverser (Informationen: K. Scheffel)

· Die neuen Mitgliedsstaaten sind nicht mehr einverstanden mit der Reduzierung des Gesamtetats und damit der Strukturfonds auf die Luxemburger bzw. Rats-Kompromisslinie
  Sie wollen mehr.

· Die Spanier reklamieren erneut/weiterhin höhere Anteile an den Strukturfonds, mit der Begründung, sie würden durch die Erweiterung relevant schlechter gestellt. Tatsächlich stellt sich die Situation jedoch anders dar: die Wirkung der bisher eingesetzten EU-Fördermittel hat in Spanien zu einer so relevanten Veränderung der Wirtschaftskraft geführt, dass – auch ohne Berücksichtigung der Erweiterung – die Kriterien für den Einsatz der Kohäsionsmittel nicht mehr gegeben ist; dienen die doch dem Heranführen geringer entwickelter Gebiete an den EU-Durchschnitt. 

· (Zu der Position der Briten gab es keine weiteren Informationen).

· Frau Scheffel wies auf einige Punkte in der VO hin, die für die deutsche Seite noch offen und kritisch gesehen werden:

· Die Fördertatbestände zeigen eine Tendenz weg von der Kohäsionspolitik: weg von unterprivilegierten Gebieten (z.B. Wegfall von Gebietskulissen) hin zu einer Verallgemeinerung der Förderung 

· Gefahr einer Ausformulierung der Fördertatbestände, so dass auch die allgemeine Sanierung der Wohnungsbestände ermöglicht würde (besonderer Druck aus den neuen Mitgliedsstaaten). 

· Ausschluss der Anrechenbarkeit privater Finanzierungsmittel auf die zu erbringenden Eigenmittel (diesen Punkt hatte bereits Herr Orth in seinem Referat als besonders kritisch hervorgehoben, nachdem in der letzten Förderperiode gerade in der Integration privater Akteure gute Fortschritte gemacht wurden).

· Tendenz, die Strukturfonds zu den alleinigen Instrumenten zur Umsetzung der Lissabon Strategie zu machen und dabei ihre Aufgabe beim Abbau von Disparitäten und zur Förderung der Kohäsion zu vernachlässigen:
Der Verordnungsentwurf sieht vor, durchschnittlich 60% der Strukturfondsmittel für die Umsetzung der Lissabonstrategie (Wettbewerb, Innovation, ..) einzusetzen. 
In der Praxis ergeben sich jetzt Schwierigkeiten bei der Abstimmung von nationalen Förderprogrammen. So sollen z.B. die Mittel der „GA zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ nicht als nationale Eigenmittel zur Gegenfinanzierung der 60% Strukturfondsmittel „im Sinne von Lissabon“ angerechnet werden. 


Wie weiter auf nationaler Ebene, konkret in Deutschland?

· Erarbeitet werden einzelstaatliche strategische Rahmenpläne (Quelle: Jasper)
· „Problem“ in Deutschland: der Föderalismus.

· Gewählt wurde – in Abstimmung zwischen Bund und Bauministerkonferenz (BMK) – eine bottom up-Strategie:
der Bund erwartet von den Ländern die Ausarbeitung von Strategien, die sich an den Vorgaben des Verordnungsentwurfes orientieren. Die werden/können von Land zu Land unterschiedlich sein.

· BMK hat sich 2004 verständigt auf die folgenden gemeinsamen Kriterien 

· Integrierte Lösungsansätze (mein Eindruck: „Gegenstrategie“ zum Wegfall der Gebietskulissen? und zur Vermeidung der o.g. „Verallgemeinerung“ von Maßnahmen?)

· Physische und ökologische Erweiterung

· Besondere EU-Bedeutung (Migration, nachhaltige Entwicklung, Chancengleichheit in Informationsgesellschaft)

· Programme auf lokaler Ebene

· Intensive Beteiligung

· Integrierte Phasen von Lernen, Analyse und Erfahrungsaustausch

· Die „städtische Dimension“ der Strukturförderung (Artikel 8 (KOM (2004) 495) wird von Bund und Ländern besonders betont 

· Die nach der Verordnung zu benennenden „städtischen Gebiete“ werden in den Bundesländern jedoch voraussichtlich sehr unterschiedlich definiert werden. Z.B.:

· Definition von „wichtigen Städten“ (Brandenburg)

· Übernahme der Kriterien der „Sozialen Stadt“ (NRW)

· „freie Auslegung“ unter besonderer Berücksichtigung der Grenzregionen (Bayern)

· Die ARGEBAU hat sich auf - für alle Bundesländer geltende - „Schwerpunkte“ (für die einzelstaatlichen Strategien gefordert in Art. 3 des Verordnungsentwurfs  (s.o) verständigt 

· Lokale Wirtschaftsentwicklung

· Soziale und ethnische Integration

· Bildung

· Attraktivität des städtischen Lebensraums für Wirtschaften, Wohnen und Freizeit

Monika Wiebusch

Kassel, 16.11.05

� 	Alle vom 14.Juli 2004, zu finden unter � HYPERLINK "http://www.europa.eu.int" ��www.europa.eu.int� unter Dokumente �	(KOM (2004) 492-496)


� 	Zur Erinnerung: �	Strukturfonds in der Periode 2000-2006: 	212 Mrd. € (Quelle: 3. Kohäsionsbericht)�	Vorschlag der Kommission 2004:		335,1 Mrd. € (Quelle: M. Dufeil)�	Vorschlag des Rats				309,5 Mrd. € (Quelle: M. Dufeil)





_______________________
M. Wiebusch,  06.12.2005
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